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Verordnung 
über das Naturschutzgebiet 

„Seeburger Fenn - Sümpelfichten” 

Vom 8. Mai 2002 

Auf Grund des § 21 in Verbindung mit § 19 Abs. 1 und 2 des 
Brandenburgischen Naturschutzgesetzes vom 25. Juni 1992 
(GVBl. I S. 208), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes 
vom 18. Dezember 1997 (GVBl. I S. 124), verordnet der Mi­
nister für Landwirtschaft, Umweltschutz und Raumordnung: 

§ 1 
Erklärung zum Schutzgebiet 

Die in § 2 näher bezeichnete Fläche im Landkreis Potsdam-
Mittelmark wird als Naturschutzgebiet festgesetzt. Das Natur­
schutzgebiet trägt die Bezeichnung „Seeburger Fenn - Sümpel­
fichten”. 

§ 2 
Schutzgegenstand 

(1) Das Naturschutzgebiet hat eine Größe von rund 93 Hektar. 
Es umfasst Flächen in den Gemarkungen: 

Groß-Glienicke Flure 1, 2; 
Seeburg Flure 2, 3. 

Eine Kartenskizze ist dieser Verordnung zur Orientierung als 
Anlage beigefügt. 

(2) Die Grenze des Naturschutzgebietes ist in einer topografi­
schen Karte im Maßstab 1 : 10 000 und in Flurkarten mit un­
unterbrochener Linie eingezeichnet; als Grenze gilt der innere 
Rand dieser Linie. Zur Orientierung ist dieser Verordnung eine 
Flurstücksliste als Anlage beigefügt. Maßgeblich ist die Ein­
zeichnung in den Flurkarten. 

(3) Die Verordnung mit Karten kann beim Ministerium für Land­
wirtschaft, Umweltschutz und Raumordnung des Landes Bran­
denburg, oberste Naturschutzbehörde, sowie beim Landkreis 
Potsdam-Mittelmark, untere Naturschutzbehörde, von jedermann 
während der Dienstzeiten kostenlos eingesehen werden. 

§ 3 
Schutzzweck 

Schutzzweck ist 

1.	 die Sicherung und Entwicklung einer strukturreichen 
Landschaft mit Feuchtgebieten und Kleingewässern; 

2.	 die Sicherung von Standorten für typische, seltene und in 
ihrem Bestand gefährdete wild wachsende Pflanzengesell­
schaften, insbesondere von wechselfeuchten Wiesen und 
Erlenbruchwäldern; 

3.	 der Erhalt eines mannigfaltigen Komplexes von Stillgewäs­
sern und Niedermooren unterschiedlicher Trophie mit dem 
Vorkommen seltener, gefährdeter und charakteristischer 
Lebensgemeinschaften, insbesondere der Wasserpflanzen­
gesellschaften, Röhrichte und Seggenriede der Zwischen­
und Hochmoorgesellschaften und der Moor- und Bruch­
wälder; 

4.	 der Erhalt von Lebensraum typischer, seltener und in ih­
rem Bestand gefährdeter Tierarten der Feuchtgebiete, ins­
besondere für Greifvögel und Arten gemäß § 10 des 
Bundesnaturschutzgesetzes, sowie die Sicherung eines 
weiträumigen Waldgebietes als Schutz- und Pufferzone für 
störungsempfindliche Tierarten, sowie die Sicherung ei­
nes Wiederausbreitungszentrums für die benachbarten 
Schutzgebiete; 

5.	 die Erhaltung und Entwicklung des Gebietes aus ökologi­
schen Gründen und zur Herstellung des Biotopverbundes 
vom Naturschutzgebiet „Döberitzer Heide” zu den Schutz­
gebieten der Gatower Heide bis zum Breitehorn am Havel­
ufer; 

6.	 die Erhaltung der Sukzessionsflächen für die wissenschaft­
liche Beobachtung der natürlichen Vegetationsdynamik, 
der Wald-Ökosystemforschung und der Lebensräume auf 
derartige Flächen spezialisierter Pflanzen- und Tierarten. 

§ 4 
Verbote 

(1) Vorbehaltlich der nach § 5 zulässigen Handlungen sind in 
dem Naturschutzgebiet gemäß § 21 Abs. 2 Satz 1 des Branden­
burgischen Naturschutzgesetzes alle Handlungen verboten, die 
das Gebiet, seinen Naturhaushalt oder einzelne seiner Bestand­
teile zerstören, beschädigen, verändern oder nachhaltig stören 
können. 

(2) Es ist insbesondere verboten: 

1.	 bauliche Anlagen zu errichten oder wesentlich zu verän­
dern, auch wenn dies keiner öffentlich-rechtlichen Zulas­
sung bedarf; 

2.	 die Bodengestalt zu verändern, die Böden zu verfestigen, 
zu versiegeln oder zu verunreinigen; 

3.	 die Art und den Umfang der bisherigen Grundstücksnut­
zung zu ändern; 

4.	 Plakate, Werbeanlagen, Bild- oder Schrifttafeln aufzustel­
len oder anzubringen; 

5.	 Buden, Verkaufsstände, Verkaufswagen oder Warenauto­
maten aufzustellen; 

6.	 Straßen, Wege, Plätze oder sonstige Verkehrseinrichtungen 
sowie Leitungen anzulegen, zu verlegen oder zu verändern; 

7.	 mit Fahrzeugen außerhalb der für den öffentlichen Verkehr 
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gewidmeten Straßen und Wege zu fahren oder Fahrzeuge 
dort abzustellen, zu warten oder zu pflegen; 

8.	 Modellsport oder ferngesteuerte Geräte zu betreiben oder 
feste Einrichtungen dafür bereitzuhalten; 

9.	 außerhalb der für den öffentlichen Verkehr gewidmeten 
Straßen und Wege, der nach öffentlichem Straßenrecht 
oder auf Grund des § 20 Abs. 3 des Landeswaldgesetzes 
gekennzeichneten Reitwege zu reiten; 

10. zu lagern, zu zelten, Wohnwagen aufzustellen, Feuer zu 
verursachen oder eine Brandgefahr herbeizuführen; 

11. das Gebiet außerhalb der Wege zu betreten; 

12. Hunde frei laufen zu lassen; 

13. die Ruhe der Natur durch Lärm zu stören; 

14. wild lebenden Tieren nachzustellen, sie mutwillig zu beun­
ruhigen, zu fangen, zu verletzen, zu töten oder ihre Ent­
wicklungsformen, Nist-, Brut-, Wohn- oder Zufluchtsstät­
ten der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zer­
stören; 

15. Tiere auszusetzen oder Pflanzen anzusiedeln; 

16. wild lebende Pflanzen oder ihre Teile oder Entwicklungs­
formen abzuschneiden, abzupflücken, aus- oder abzurei­
ßen, auszugraben, zu beschädigen oder zu vernichten; 

17. Wiesen oder Weiden oder sonstiges Grünland umzubre­
chen oder einzusäen; 

18. Be- und Entwässerungsmaßnahmen über den bisherigen 
Umfang hinaus durchzuführen, Gewässer jeder Art entge­
gen dem Schutzzweck zu verändern oder in anderer Weise 
den Wasserhaushalt des Gebietes zu beeinträchtigen; 

19. Fische und Wasservögel zu füttern; 

20. Schmutzwasser, Gülle, Dünger, Gärfutter oder Klärschläm­
me auszubringen, einzuleiten, zu lagern oder abzulagern; 
die §§ 4, 5 der Klärschlammverordnung bleiben unbe­
rührt; 

21. Abfälle oder sonstige Gegenstände zu lagern, abzulagern 
oder sich ihrer in sonstiger Weise zu entledigen; 

22. Pflanzenschutzmittel jeder Art anzuwenden. 

§ 5 
Zulässige Handlungen 

(1) Ausgenommen von den Verboten des § 4 bleiben folgende 
Handlungen: 

1.	 die im Sinne des § 11 Abs. 2 des Brandenburgischen Natur­
schutzgesetzes ordnungsgemäße landwirtschaftliche Bo­

dennutzung auf den bisher rechtmäßig dafür genutzten Flä­
chen; 

2.	 die im Sinne des § 11 Abs. 3 des Brandenburgischen Na­
turschutzgesetzes ordnungsgemäße forstwirtschaftliche 
Bodennutzung mit der Maßgabe, dass 

a)	 das der potenziellen natürlichen Vegetation entspre­
chende Baumartenspektrum auf Sukzessionsflächen zu 
erhalten und in den bestehenden Kiefernforsten lang­
fristig über naturgemäßen Waldbau wiederherzustellen 
ist, 

b)	 bei der Bestandsgründung der Naturverjüngung über 
natürliche Sukzession der Vorrang gegenüber Pflan­
zung einzuräumen ist, 

c)	 die Gehölz- und Waldentwicklung in und im Umkreis 
von 50 Metern um die Moore fortwirtschaftlich nicht 
beeinflusst wird, 

d)	 das Verbot des § 4 Abs. 2 Nr. 22 gilt, 

e)	 Kahlschläge über 1 Hektar verboten sind, 

f)	 der Anteil von Alt- und Totholz rund 10 vom Hundert 
des stehenden Vorrats nicht unterschreiten soll, 

g)	 keine Horst- oder Höhlenbäume entfernt werden dür­
fen; 

3.	 die im Sinne des § 11 Abs. 4 des Brandenburgischen Na­
turschutzgesetzes in Verbindung mit § 1 Abs. 1 und 2 des 
Fischereigesetzes für das Land Brandenburg ordnungsge­
mäße fischereiwirtschaftliche Flächennutzung auf den bis­
her rechtmäßig genutzten Flächen; 

4.	 die rechtmäßige Ausübung der Jagd mit der Maßgabe, dass 

a)	 die Neuanlage von Wildäckern oder Ansaatwildwiesen 
verboten ist, 

b)	 die Anlage von Kirrungen in Feuchtgebieten, im Flech-
ten-Kiefernwald oder auf Trockenrasen verboten ist; 

5.	 die im Sinne des § 10 des Brandenburgischen Straßenge­
setzes ordnungsgemäße Unterhaltung der dem öffentlichen 
Verkehr gewidmeten Straßen und Wege, die im Sinne des 
§ 78 des Brandenburgischen Wassergesetzes ordnungsge­
mäße Unterhaltung der Gewässer sowie die ordnungsge­
mäße Unterhaltung sonstiger rechtmäßig bestehender An­
lagen jeweils im Einvernehmen mit der unteren Natur­
schutzbehörde; 

6.	 die sonstigen bei In-Kraft-Treten dieser Verordnung auf­
grund behördlicher Einzelfallentscheidung rechtmäßig 
ausgeübten Nutzungen und Befugnisse in der bisherigen 
Art und im bisherigen Umfang; 

7.	 Schutz-, Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen, die von 
der zuständigen Naturschutzbehörde angeordnet sind; 
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8.	 Maßnahmen zur Untersuchung von Altlastenverdachtsflä­
chen und Verdachtsflächen sowie Maßnahmen der Altlas­
tensanierung und der Sanierung schädlicher Bodenverän­
derungen gemäß Bundes-Bodenschutzgesetz sowie Maß­
nahmen der Munitionsräumung im Einvernehmen mit der 
unteren Naturschutzbehörde; 

9.	 behördliche sowie behördlich angeordnete oder zugelasse­
ne Beschilderungen, soweit sie auf den Schutzzweck des 
Gebietes hinweisen oder als hoheitliche Kennzeichnungen, 
Orts- oder Verkehrshinweise, Wegemarkierungen oder Warn­
tafeln dienen; 

10. Maßnahmen, die der Abwehr einer unmittelbar drohenden 
Gefahr für die öffentliche Sicherheit und Ordnung dienen. 
Die untere Naturschutzbehörde ist über die getroffenen 
Maßnahmen unverzüglich zu unterrichten. Sie kann nach­
träglich ergänzende Anordnungen zur Vereinbarkeit mit 
dem Schutzzweck treffen. 

(2) Die in § 4 für das Betreten und Befahren des Naturschutz­
gebietes enthaltenen Einschränkungen gelten nicht für die 
Dienstkräfte der Naturschutzbehörden, die zuständigen Natur­
schutzhelfer und sonstige von den Naturschutzbehörden beauf­
tragte Personen sowie für Dienstkräfte und beauftragte Perso­
nen anderer zuständiger Behörden und Einrichtungen, soweit 
diese in Wahrnehmung ihrer gesetzlichen Aufgaben handeln. 
Der Genehmigungsvorbehalt nach § 19 Abs. 3 Satz 2 des Lan­
deswaldgesetzes bleibt unberührt. 

§ 6 
Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen 

Folgende Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen werden als 
Zielvorgabe benannt: 

1.	 Die Kiefernforste sollen langfristig in naturnahe, reich 
strukturierte Mischwaldbestände mit standortheimischen 
Laubbaumarten oder in den Flechten-Kiefernwald überge­
führt werden. 

2.	 Entlang der vorhandenen Feld- und Wirtschaftswege sollen 
mittelfristig Gehölzstreifen angelegt werden. Die Struktu­
ren der Waldsäume sollen durch Pflegemaßnahmen entwi­
ckelt werden. 

§ 7 
Befreiungen 

Von den Verboten des § 4 dieser Verordnung kann die oberste 
Naturschutzbehörde auf Antrag gemäß § 72 des Brandenburgi­
schen Naturschutzgesetzes Befreiung gewähren. 

§ 8 
Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 73 Abs. 2 Nr. 2 des Bran­
denburgischen Naturschutzgesetzes handelt, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig den Vorschriften des § 4 zuwiderhandelt. 

(2) Ordnungswidrigkeiten nach Absatz 1 können gemäß § 74 
des Brandenburgischen Naturschutzgesetzes mit einer Geldbu­
ße bis zu 51 129,19 Euro (in Worten: einundfünfzigtausendein­
hundertneunundzwanzig Euro, neunzehn Cent) geahndet wer­
den. 

§ 9 
Verhältnis zu anderen 

naturschutzrechtlichen Bestimmungen 

(1) Die Aufstellung einer Behandlungsrichtlinie zur Ausfüh­
rung der in dieser Verordnung festgelegten Schutz-, Pflege­
und Entwicklungsmaßnahmen und zur Verwirklichung des 
Schutzzwecks sowie die Duldung von Maßnahmen des Natur­
schutzes und der Landschaftspflege richten sich nach den 
§§ 29 und 68 des Brandenburgischen Naturschutzgesetzes. 

(2) Die Vorschriften dieser Verordnung gehen anderen natur­
schutzrechtlichen Schutzgebietsausweisungen im Bereich des 
in § 2 genannten Gebietes vor. 

(3) Soweit diese Verordnung keine weiter gehenden Vorschrif­
ten enthält, bleiben die Regelungen über gesetzlich geschützte 
Teile von Natur und Landschaft (§§ 31 bis 36 des Branden­
burgischen Naturschutzgesetzes) und über den Schutz und die 
Pflege wild lebender Tier- und Pflanzenarten (§§ 39 bis 55 des 
Bundesnaturschutzgesetzes, §§ 37 bis 43 des Brandenburgi­
schen Naturschutzgesetzes) unberührt. 

§ 10 
Geltendmachen von Rechtsmängeln 

Die Verletzung von Vorschriften des Brandenburgischen Natur­
schutzgesetzes oder anderer Rechtsvorschriften kann gegen 
diese Verordnung nur innerhalb von zwei Jahren nach ihrer 
Verkündung geltend gemacht werden (§ 47 Abs. 1 Nr. 2 und 
Abs. 2 der Verwaltungsgerichtsordnung in Verbindung mit § 4 
Abs. 1 des Brandenburgischen Verwaltungsgerichtsgesetzes). 

§ 11 
In-Kraft-Treten 

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft. 

Potsdam, den 8. Mai 2002 

Der Minister für Landwirtschaft, 
Umweltschutz und Raumordnung 

In Vertretung 
Friedhelm Schmitz-Jersch 
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Anlage 

Flurstücksliste zur Verordnung über das Naturschutzgebiet „Seeburger Fenn - Sümpelfichten” vom 8. Mai 2002 

Das Naturschutzgebiet hat eine Größe von rund 93 Hektar. Es umfasst folgende Flächen: 

Landkreis Gemarkung Flur Flurstücke 

Potsdam-Mittelmark Groß-Glienicke 1 7, 16, 28, 29 (anteilig), 30 (anteilig), 32 (anteilig), 68/1 (anteilig), 
74 (anteilig), 75 (anteilig), 77, 78, 79, 80, 81, 101 (anteilig); 

2 2/1 (anteilig), 11/1 (anteilig), 11/2, 12/1, 12/2, 14/2, 15, 32/1, 
32/2, 32/5 (anteilig), 33, 34/1, 34/2, 35-46, 56, 57 (anteilig), 
58 (anteilig), 59-63, 69-71, 74-75, 81-84, 85/2, 86-89, 98/2, 
102-120, 128 (anteilig), 129; 

Seeburg 2 97 (anteilig), 98/1 (anteilig), 103, 106/1, 107-114; 

3 117/1, 117/2, 118/1, 118/2, 119-124, 125 (anteilig), 126-131. 
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Verordnung über das Naturschutzgebiet 
„Zschornoer Wald“ 

Vom 13. Mai 2002 

Auf Grund des § 21 in Verbindung mit § 19 Abs. 1 und 2 des 
Brandenburgischen Naturschutzgesetzes vom 25. Juni 1992 
(GVBl. I S. 208), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes 
vom 18. Dezember 1997 (GVBl. I S. 124), verordnet der Mi­
nister für Landwirtschaft, Umweltschutz und Raumordnung: 

§ 1 
Erklärung zum Schutzgebiet 

Die in § 2 näher bezeichnete Fläche im Landkreis Spree-Neiße 
wird als Naturschutzgebiet festgesetzt. Das Naturschutzgebiet 
trägt die Bezeichnung „Zschornoer Wald“. 

§ 2 
Schutzgegenstand 

(1) Das Naturschutzgebiet hat eine Größe von rund 628 Hektar 
und erstreckt sich auf der „Cottbuser Sandplatte“ im Natur­
raum des „Lausitzer Becken- und Heidelandes“. Es umfasst 
Flächen in den Fluren: 

Gemeinde: Gemarkung: Flur: 

Jämlitz Jämlitz 4, 6; 
Jerischke Jerischke 7; 
Tschernitz Tschernitz 2, 3. 

Eine Kartenskizze ist dieser Verordnung zur Orientierung als 
Anlage beigefügt. 

(2) Die Grenze des Naturschutzgebietes ist in topografischen 
Karten im Maßstab 1 : 10 000 und in Flurkarten mit ununter­
brochener Linie eingetragen; als Grenze gilt der innere Rand 
dieser Linie. Zur Orientierung ist dieser Verordnung zusätzlich 
eine Flurstücksliste als Anlage beigefügt. Maßgeblich ist die 
Einzeichnung in den Flurkarten. 

(3) Die Verordnung mit Karten kann beim Ministerium für 
Landwirtschaft, Umweltschutz und Raumordnung des Landes 
Brandenburg, oberste Naturschutzbehörde, in Potsdam sowie 
beim Landkreis Spree-Neiße, untere Naturschutzbehörde, von 
jedermann während der Dienstzeiten kostenlos eingesehen wer­
den. 

§ 3 
Schutzzweck 

(1) Schutzzweck des Naturschutzgebietes im Bereich des ehe­
maligen Truppenübungsplatzes Jerischke mit seinen für das 
Lausitzer Becken- und Heideland typischen großräumigen Kie­
fernwäldern und Heideflächen sowie kleinflächigen Feucht­
bereichen ist 

1.	 die Erhaltung und Entwicklung 

a)	 als Lebensraum wild lebender Pflanzengesellschaften­
und -arten, insbesondere der nach § 10 Abs. 2 des 
Bundesnaturschutzgesetzes besonders geschützten Ar­
ten der Sandtrockenheiden, Zwergstrauch-Kiefernwäl-
der, Feuchtwiesen und Moore, 

b)	 als Lebensraum wild lebender Tierarten, insbesondere 
als bedeutsames Brutgebiet für Vogelarten offener Hei­
delandschaften und naturnaher Waldbestände, darunter 
zahlreicher nach § 10 Abs. 2 des Bundesnaturschutzge­
setzes streng geschützter Arten, wie beispielsweise 
Ziegenmelker, Heidelerche, Raubwürger, Brachpieper 
und Schwarzspecht, 

c)	 als Lebensraum der sonstigen Tierarten und -lebensge­
meinschaften der Heiden, Wälder und eingesprengten 
Moor- und Feuchtflächen, insbesondere für nach § 10 
Abs. 2 des Bundesnaturschutzgesetzes besonders und 
streng geschützte Arten der Säugetiere, Lurche, 
Kriechtiere und Insekten, 

d)	 als Lebens- beziehungsweise Rückzugsraum und po­
tenzielles Wiederausbreitungszentrum für das Birk­
huhn; 

2.	 die Entwicklung naturferner Forsten zu natürlichen Wald­
gesellschaften, insbesondere der Traubeneichen-Kiefern-
Wälder und Entwicklung von strukturreichen Altholzbe­
ständen; 

3.	 die Erhaltung und Entwicklung eines großflächig störungs­
armen und unzerschnittenen Landschaftsausschnittes als 
Rückzugsraum für störungsempfindliche Arten; 

4.	 die Sicherung des überregionalen Biotopverbundes mit 
Gebieten ähnlicher Naturausstattung, insbesondere in der 
Bergbaufolgelandschaft und auf Truppenübungsplätzen in 
Süd-Brandenburg, Nord-Sachsen und angrenzenden Berei­
chen in der Republik Polen; 

5.	 die Erhaltung eines naturgeschichtlich und landeskundlich 
wertvollen Bereiches. 

§ 4 
Verbote 

(1) Vorbehaltlich der nach § 5 zulässigen Handlungen sind in 
dem Naturschutzgebiet gemäß § 21 Abs. 2 Satz 1 des Branden­
burgischen Naturschutzgesetzes alle Handlungen verboten, die 
das Gebiet, seinen Naturhaushalt oder einzelne seiner Bestand­
teile zerstören, beschädigen, verändern oder nachhaltig stören 
können. 

(2) Es ist insbesondere verboten: 

1.	 bauliche Anlagen zu errichten oder wesentlich zu verän­
dern, auch wenn dies keiner öffentlich-rechtlichen Zulas­
sung bedarf; 
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2.	 Straßen, Wege, Plätze oder sonstige Verkehrseinrichtungen 
sowie Leitungen anzulegen, zu verlegen oder zu verändern; 

3.	 Plakate, Werbeanlagen, Bild- oder Schrifttafeln aufzustel­
len oder anzubringen; 

4.	 Buden, Verkaufsstände, Verkaufswagen oder Warenauto­
maten aufzustellen; 

5.	 die Bodengestalt zu verändern, Böden zu verfestigen, zu 
versiegeln oder zu verunreinigen; 

6.	 die Art der bisherigen Grundstücksnutzung zu ändern; 

7.	 zu lagern, zu zelten, Wohnwagen aufzustellen, Feuer zu 
verursachen oder eine Brandgefahr herbeizuführen; 

8.	 die Ruhe der Natur durch Lärm zu stören; 

9.	 das Gebiet außerhalb der Wege zu betreten; 

10. außerhalb der für den öffentlichen Verkehr gewidmeten 
Straßen und Wege, der nach öffentlichem Straßenrecht 
oder auf Grund des § 20 Abs. 3 des Landeswaldgesetzes 
gekennzeichneten Reitwege zu reiten; 

11. mit Fahrzeugen außerhalb der für den öffentlichen Verkehr 
gewidmeten Straßen und Wege zu fahren oder Fahrzeuge 
dort abzustellen, zu warten oder zu pflegen; 

12. Modellsport oder ferngesteuerte Modelle zu betreiben oder 
feste Einrichtungen dafür bereitzuhalten; 

13. Hunde frei laufen zu lassen; 

14. Be- und Entwässerungsmaßnahmen über den bisherigen 
Umfang hinaus durchzuführen, Gewässer jeder Art entge­
gen dem Schutzzweck zu verändern oder in anderer Weise 
den Wasserhaushalt des Gebietes zu beeinträchtigen; 

15. Schmutzwasser, Gülle, Dünger, Gärfutter oder Klär­
schlamm auszubringen, einzuleiten, zu lagern oder abzula­
gern; die §§ 4 und 5 der Klärschlammverordnung bleiben 
unberührt; 

16. Abfälle oder sonstige Gegenstände zu lagern, abzulagern 
oder sich ihrer in sonstiger Weise zu entledigen; 

17. Tiere auszusetzen oder Pflanzen anzusiedeln; 

18. wild lebenden Tieren nachzustellen, sie mutwillig zu beun­
ruhigen, zu fangen, zu verletzen, zu töten oder ihre Ent­
wicklungsformen, Nist-, Brut-, Wohn- oder Zufluchtsstät­
ten der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zer­
stören; 

19. wild lebende Pflanzen oder ihre Teile oder Entwicklungs­
formen abzuschneiden, abzupflücken, aus- oder abzurei­
ßen, auszugraben, zu beschädigen oder zu vernichten; 

20. Pflanzenschutzmittel jeder Art anzuwenden; 

21. Wiesen, Weiden oder sonstiges Grünland umzubrechen 
oder neu anzusäen. 

§ 5 
Zulässige Handlungen 

(1) Ausgenommen von den Verboten des § 4 bleiben folgende 
Handlungen: 

1.	 die im Sinne des § 11 Abs. 2 des Brandenburgischen Na­
turschutzgesetzes ordnungsgemäße landwirtschaftliche Bo­
dennutzung in der bisherigen Art und im bisherigen Um­
fang auf den bisher rechtmäßig dafür genutzten Flächen 
mit der Maßgabe, dass die Verbote des § 4 Abs. 2 Nr. 15, 
20 und 21 gelten; 

2.	 die im Sinne des § 11 Abs. 3 des Brandenburgischen Na­
turschutzgesetzes ordnungsgemäße forstwirtschaftliche 
Bodennutzung in der bisherigen Art und im bisherigen 
Umfang auf den bisher rechtmäßig dafür genutzten Flä­
chen mit der Maßgabe, dass 

a)	 die Walderneuerung nur an Standorten ohne Vorausset­
zungen für eine natürliche Verjüngung der Bestände 
durch künstliche Verjüngung mit Baumarten der poten­
ziell natürlichen Vegetation zulässig ist, 

b)	 Bodenbearbeitung nur zur Unterstützung der Verjün­
gung durch bodenschonende Bodenvorbereitungsmaß­
nahmen erfolgt, 

c)	 Neuaufforstungen unzulässig sind, 

d)	 § 4 Abs. 2 Nr. 20 gilt; 

3.	 für den Bereich der Jagd: 

a)	 die rechtmäßige Ausübung der Jagd mit der Maßgabe, 
dass die Bejagung des Schalenwildes in wöchentlichen 
Ansitzintervallen erfolgt und im Zeitraum von Oktober 
bis Februar Beunruhigungsjagden möglich sind sowie 
im Bereich der Offenfläche (Gemarkung Jämlitz, Flur 4, 
Flurstücke 14-19, 20 teilweise, 21, 22, 23/1, 23/2, 24, 
28, 29/2 teilweise, 29/3, 30, 39 teilweise) die Bejagung 
des Rehwildes ab dem 16. Mai eines jeden Jahres be­
ginnt, 

b)	 die Errichtung ortsunveränderlicher jagdlicher Ein­
richtungen der unteren Naturschutzbehörde anzuzei­
gen ist. 

Unzulässig bleiben die Anlage von Kirrungen auf Trocken­
rasen, Zwergstrauchheiden und Moorflächen sowie die 
Neuanlage von Ansaatwildwiesen und Wildäckern; 

4.	 das nicht gewerbliche Sammeln von Pilzen und Waldfrüch­
ten nach dem 1. August eines jeden Jahres; 

5.	 die im Sinne des § 10 des Brandenburgischen Straßenge­
setzes ordnungsgemäße Unterhaltung der dem öffentlichen 
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Verkehr gewidmeten Straßen und Wege, die im Sinne des 
§ 78 des Brandenburgischen Wassergesetzes ordnungsge­
mäße Unterhaltung der Gewässer sowie die ordnungsge­
mäße Unterhaltung sonstiger rechtmäßig bestehender An­
lagen jeweils im Einvernehmen mit der unteren Natur­
schutzbehörde; 

6.	 die sonstigen bei In-Kraft-Treten dieser Verordnung auf 
Grund behördlicher Einzelfallentscheidung rechtmäßig 
ausgeübten Nutzungen und Befugnisse in der bisherigen 
Art und im bisherigen Umfang; 

7.	 Maßnahmen zur Untersuchung von Altlastenverdachtsflä­
chen und Verdachtsflächen sowie Maßnahmen der Altlas­
tensanierung und der Sanierung schädlicher Bodenverän­
derungen gemäß Bundes-Bodenschutzgesetz sowie Maß­
nahmen der Munitionsberäumung im Einvernehmen mit 
der unteren Naturschutzbehörde; 

8.	 Schutz-, Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen, die von der 
zuständigen Naturschutzbehörde angeordnet worden sind; 

9.	 behördliche sowie behördlich angeordnete oder zugelasse­
ne Beschilderungen, soweit sie auf den Schutzzweck des 
Gebietes hinweisen oder als hoheitliche Kennzeichnungen, 
Orts- oder Verkehrshinweise, Wegemarkierungen oder 
Warntafeln dienen; 

10. Maßnahmen, die der Abwehr einer unmittelbar drohenden 
Gefahr für die öffentliche Sicherheit und Ordnung dienen. 
Die zuständige untere Naturschutzbehörde ist über die ge­
troffenen Maßnahmen unverzüglich zu unterrichten. Sie 
kann nachträglich ergänzende Anordnungen zur Vereinbar­
keit mit dem Schutzzweck treffen. 

(2) Die in § 4 für das Betreten und Befahren des Naturschutz­
gebietes enthaltenen Einschränkungen gelten nicht für die 
Dienstkräfte der Naturschutzbehörden, die zuständigen Natur­
schutzhelfer und sonstige von den Naturschutzbehörden beauf­
tragte Personen sowie für Dienstkräfte und beauftragte Perso­
nen anderer zuständiger Behörden und Einrichtungen, soweit 
diese in Wahrnehmung ihrer gesetzlichen Aufgaben handeln. 
Der Genehmigungsvorbehalt nach § 19 Abs. 3 Satz 2 des Lan­
deswaldgesetzes bleibt unberührt. 

§ 6 
Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen 

Folgende Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen werden als 
Zielvorgabe benannt: 

1.	 Das Mosaik von Zwergstrauchheiden unterschiedlicher Suk­
zessionsstadien soll durch eine geeignete Nutzung und 
Pflege erhalten werden. 

2. 	 Es soll ein Netz reich gegliederter Waldränder entwickelt 
werden. 

3. 	 Die Moorbereiche und Nassflächen sollen wiedervernässt 
werden. 

4. 	 Wiesen sollen offen gehalten werden. 

5.	 Noch vorhandene Fremdbaumarten sollen im Rahmen der 
ordnungsgemäßen Nutzung sukzessiv aus dem Gebiet ent­
fernt werden. 

6.	 Der Altholzanteil soll langfristig erhöht und ein Anteil an 
stehendem und liegendem Totholz von mindestens 10 vom 
Hundert des Bestandsvorrates erzielt werden. 

7.	 Die Wildbestandsregulation soll sich an den natürlichen 
naturräumlichen Verhältnissen orientieren, das heißt, die 
natürliche Verjüngung der vorkommenden Baumarten er­
möglichen. Die fachliche Ermittlung von naturraumange­
passten Wildpopulationen soll sich im Wesentlichen nach 
den Ergebnissen von Kontrollzaunverfahren (Vegetation 
als Weiser für die Wildbestandsregulation) richten. 

§ 7 
Befreiungen 

Von den Verboten dieser Verordnung kann die oberste Natur­
schutzbehörde auf Antrag gemäß § 72 des Brandenburgischen 
Naturschutzgesetzes Befreiung gewähren. 

§ 8 
Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 73 Abs. 2 Nr. 2 des Bran­
denburgischen Naturschutzgesetzes handelt, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig den Vorschriften des § 4 zuwiderhandelt. 

(2) Ordnungswidrigkeiten nach Absatz 1 können gemäß § 74 
des Brandenburgischen Naturschutzgesetzes mit einer Geldbu­
ße bis zu 51 129,19 Euro (in Worten: einundfünfzigtausendein­
hundertneunundzwanzig Euro, neunzehn Cent) geahndet wer­
den. 

§ 9 
Verhältnis zu anderen 

naturschutzrechtlichen Bestimmungen 

(1) Die Aufstellung einer Behandlungsrichtlinie zur Ausführung 
der in dieser Verordnung festgelegten Schutz-, Pflege- und Ent­
wicklungsmaßnahmen und zur Verwirklichung des Schutz­
zwecks sowie die Duldung von Maßnahmen des Naturschutzes 
und der Landschaftspflege richten sich nach den §§ 29 und 68 
des Brandenburgischen Naturschutzgesetzes. 

(2) Die Vorschriften dieser Verordnung gehen anderen natur­
schutzrechtlichen Schutzgebietsausweisungen im Bereich des 
in § 2 genannten Gebietes vor. 

(3) Soweit diese Verordnung keine weiter gehenden Vorschrif­
ten enthält, bleiben die Regelungen über gesetzlich geschützte 
Teile von Natur und Landschaft (§§ 31 bis 36 des Branden­
burgischen Naturschutzgesetzes) und über den Schutz und die 
Pflege wild lebender Tier- und Pflanzenarten (§§ 39 bis 55 des 
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Bundesnaturschutzgesetzes, §§ 37 bis 43 des Brandenburgi- § 11 
schen Naturschutzgesetzes) unberührt. In-Kraft-Treten 

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft. 
§ 10 

Geltendmachen von Rechtsmängeln 

Eine Verletzung von Vorschriften des Brandenburgischen Na- Potsdam, den 13. Mai 2002 
turschutzgesetzes oder anderer Rechtsvorschriften kann gegen 
diese Verordnung nur innerhalb von zwei Jahren nach ihrer 
Verkündung geltend gemacht werden (§ 47 Abs. 1 Nr. 2 und Der Minister für Landwirtschaft, 
Abs. 2 der Verwaltungsgerichtsordnung in Verbindung mit § 4 Umweltschutz und Raumordnung 
Abs. 1 des Brandenburgischen Verwaltungsgerichtsgesetzes). 

Wolfgang Birthler 

Anlage 

Flurstücksliste zur Verordnung über das Naturschutzgebiet „Zschornoer Wald“ vom 13. Mai 2002 

Das Naturschutzgebiet hat eine Größe von rund 628 Hektar. Es umfasst folgende Flächen in den Gemarkungen im Landkreis Spree­
Neiße: 

Gemarkung Flur Flurstücke 

Jerischke 7 1 teilweise; 

Jämlitz 4 14-19, 20 (Weg, teilweise), 21 und 22 (Weg), 23/1, 23/2, 24, 25 (Weg, teilweise), 28, 
29/2 (Weg), 29/3 (Weg), 30-32, 33 (Weg, teilweise), 34, 35, 36 (Weg), 39 (Weg, teilweise); 

Jämlitz 6 2 (Weg), 30 (Weg), 70/1 (Weg), 70/2 (Weg, teilweise), 71 (Weg), 72-74, 75/1 (Weg), 
75/2 (Weg), 76, 77 (Weg), 78, 80 (teilweise), 81 (teilweise), 83 (teilweise), 84-92 (Weg), 
93, 94/1 (Weg), 95-103, 104 (Weg, teilweise), 105-121, 122 (Weg); 

Tschernitz 2 24 (Weg, teilweise), 25, 26 (Weg), 27, 102 (Weg, teilweise), 106 (Graben); 

Tschernitz 3 1 und 2 (Weg), 3-13, 14 (Weg), 15-20, 21 (Weg), 22, 23-26, 27 (Weg), 28, 29 (Weg), 
30-34, 75-79, 80 (Weg), 81-86, 87 (Weg), 88-90, 91 (Graben), 93/1 (Weg, teilweise), 
93/2 (Weg), 95 (Graben), 96/1, 96/2, 97-102 (Weg), 103 (Graben), 104, 105/1, 
105/2, 106, 107, 108 (Graben), 109-121, 122/1, 122/2, 123-134. 
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Verordnung über das Naturschutzgebiet 
„Stärtchen und Freibusch“ 

Vom 10. Juni 2002 

Auf Grund des § 21 in Verbindung mit § 19 Abs. 1 und 2 des 
Brandenburgischen Naturschutzgesetzes vom 25. Juni 1992 
(GVBl. I S. 208), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Geset­
zes vom 18. Dezember 1997 (GVBl. I S. 124), verordnet der 
Minister für Landwirtschaft, Umweltschutz und Raumord­
nung: 

§ 1 
Erklärung zum Schutzgebiet 

Die in § 2 näher bezeichnete Fläche im Landkreis Teltow-Flä-
ming wird als Naturschutzgebiet festgesetzt. Das Naturschutz­
gebiet trägt die Bezeichnung „Stärtchen und Freibusch“. 

§ 2 
Schutzgegenstand 

(1) Das Naturschutzgebiet hat eine Größe von rund 179 Hektar. 
Es umfasst Flächen in folgenden Fluren: 

Gemeinde Gemarkung Flur 

Nuthe-Urstromtal Holbeck 1, 2, 3, 4. 

Eine Kartenskizze ist dieser Verordnung zur Orientierung als 
Anlage beigefügt. 

(2) Die Grenze des Naturschutzgebietes ist in einer topografi­
schen Karte im Maßstab 1 : 10 000 und in Flurkarten mit un­
unterbrochener Linie eingezeichnet; als Grenze gilt der innere 
Rand dieser Linie. Zur Orientierung ist dieser Verordnung zu­
sätzlich eine Flurstücksliste als Anlage beigefügt. Maßgeblich 
ist die Einzeichnung in den Flurkarten. 

Das Naturschutzgebiet ist in Zone 1 mit 87 Hektar und Zone 2 
mit 92 Hektar eingeteilt. In den Zonen sind unterschiedliche 
Beschränkungen der Nutzung festgesetzt. Die Zone 1 umfasst 
folgendes Flurstück: 

Gemeinde Gemarkung Flur Flurstück 

Nuthe-Urstromtal Holbeck 3 7. 

Die Grenze der Zone 1 ist in die Kartenskizze, die topografi­
sche Karte und die Flurkarten eingezeichnet. Maßgeblich ist 
die Einzeichnung in den Flurkarten. 

(3) Die Verordnung mit Karten kann beim Ministerium für 
Landwirtschaft, Umweltschutz und Raumordnung des Landes 
Brandenburg, oberste Naturschutzbehörde, in Potsdam sowie 
beim Landkreis Teltow-Fläming, untere Naturschutzbehörde, 
von jedermann während der Dienstzeiten kostenlos eingesehen 
werden. 

§ 3 
Schutzzweck 

(1) Schutzzweck des Naturschutzgebietes „Stärtchen und Frei­
busch“ als naturnahe Waldformation, die einen weitgehend der 
potenziell natürlichen Vegetation entsprechenden Ausschnitt 
des Baruther Urstromtales darstellt, ist 

1.	 die Erhaltung und Entwicklung der Lebensräume wild le­
bender Pflanzenarten, darunter einiger nach § 10 Abs. 2 
Nr. 10 des Bundesnaturschutzgesetzes besonders geschütz­
ter Arten, beispielsweise Königsfarn (Osmunda regalis), 
Leberblümchen (Hepatica nobilis) oder Wasserfeder (Hot­
tonia palustris); 

2.	 die Erhaltung und Entwicklung des Gebietes als Lebens­
beziehungsweise Rückzugsraum und potenzielles Wieder­
ausbreitungszentrum wild lebender Tierarten, darunter ei­
niger nach § 10 Abs. 2 Nr. 10 und 11 des Bundesnatur­
schutzgesetzes besonders und streng geschützter Vogelar­
ten, beispielsweise Kranich (Grus grus), Turteltaube 
(Streptopelia turtur) und Wendehals (Jynx torquilla); 

3.	 die Erhaltung der Waldgesellschaften wegen ihrer Selten­
heit und besonderen Eigenart als typische Waldformation 
für das Baruther Urstromtal; 

4.	 die Erhaltung und Entwicklung des Gebietes als wesent­
licher Teil des überregionalen Biotopverbundes innerhalb 
des Baruther Urstromtales und dabei insbesondere zwi­
schen den Gebieten Zarth im Westen und Schöbendorfer 
Busch sowie Glashütte-Mochheide im Osten. 

(2) Die Unterschutzstellung dient der Erhaltung und Entwick-
lung: 

1.	 von mitteleuropäischem Stieleichenwald oder Hainbuchen­
wald und altem bodensauren Eichenwald auf Sandebenen 
mit Quercus robur als Lebensraumtypen nach Anhang I der 
Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21. Mai 1992 zur Er­
haltung der natürlichen Lebensräume sowie der wild leben­
den Tiere und Pflanzen (ABl. EG Nr. L 206 S. 7), zuletzt 
geändert durch Richtlinie 97/62/EG vom 27. Oktober 1997 
(ABl. EG Nr. L 305 S. 42) - Fauna-Flora-Habitat-Richtli-
nie; 

2.	 von Auen-Wäldern mit Alnus glutinosa und Fraxinus ex­
celsior als prioritärer Lebensraumtyp nach Anhang I der 
Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie; 

3.	 der Population des Eichenbocks (Cerambyx cerdo) als 
Tierart nach Anhang II der Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie, 
einschließlich ihrer für Fortpflanzung, Ernährung, Wande­
rung und Überwinterung wichtigen Lebensräume; 

4.	 der Population des Eremiten (Osmoderma eremita) als 
prioritäre Tierart nach Anhang II der Fauna-Flora-Habitat-
Richtlinie, einschließlich ihrer für Fortpflanzung, Ernäh­
rung, Wanderung und Überwinterung wichtigen Lebens­
räume. 
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§ 4 16. Abfälle oder sonstige Gegenstände zu lagern, abzulagern 
Verbote oder sich ihrer in sonstiger Weise zu entledigen; 

(1) Vorbehaltlich der nach § 5 zulässigen Handlungen sind in 
dem Naturschutzgebiet gemäß § 21 Abs. 2 Satz 1 des Branden­
burgischen Naturschutzgesetzes alle Handlungen verboten, die 
das Gebiet, seinen Naturhaushalt oder einzelne seiner Bestand­
teile zerstören, beschädigen, verändern oder nachhaltig stören 
können. 

17. Tiere auszusetzen oder Pflanzen anzusiedeln; 

18. wild lebenden Tieren nachzustellen, sie mutwillig zu beun­
ruhigen, zu fangen, zu verletzen, zu töten oder ihre Ent­
wicklungsformen, Nist-, Brut-, Wohn- oder Zufluchtsstätten 
der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören; 

(2) Es ist insbesondere verboten:	 19. wild lebende Pflanzen oder ihre Teile oder Entwicklungs­
formen abzuschneiden, abzupflücken, aus- oder abzurei­

1.	 bauliche Anlagen zu errichten oder wesentlich zu verän- ßen, auszugraben, zu beschädigen oder zu vernichten; 

dern, auch wenn dies keiner öffentlich-rechtlichen Zulas­
sung bedarf;	 20. Pflanzenschutzmittel jeder Art anzuwenden. 

2.	 Straßen, Wege, Plätze oder sonstige Verkehrseinrichtungen 
sowie Leitungen anzulegen, zu verlegen oder zu verändern; § 5 

Zulässige Handlungen 

3.	 Plakate, Werbeanlagen, Bild- oder Schrifttafeln aufzustel­
len oder anzubringen;	

(1) Ausgenommen von den Verboten des § 4 bleiben folgende 
Handlungen: 

4. Buden, Verkaufsstände, Verkaufswagen oder Warenauto-
1.	 die im Sinne des § 11 Abs. 3 des Brandenburgischen Na­

maten aufzustellen;	
turschutzgesetzes ordnungsgemäße forstwirtschaftliche Bo­
dennutzung in der bisherigen Art und im bisherigen Um­

5.	 die Bodengestalt zu verändern, Böden zu verfestigen, zu 
fang auf den bisher rechtmäßig dafür genutzten Flächen 

versiegeln oder zu verunreinigen; 
mit der Maßgabe, dass 

6. die Art oder den Umfang der bisherigen Grundstücksnut-	 a) nur Baumarten der potenziell natürlichen Vegetation 
zung zu ändern;	 eingebracht werden dürfen, 

7. zu lagern, zu zelten, Wohnwagen aufzustellen, Feuer zu	 b) § 4 Abs. 2 Nr. 20 gilt, 
verursachen oder eine Brandgefahr herbeizuführen;


c) zusätzlich innerhalb der Zone 1

8.	 die Ruhe der Natur durch Lärm zu stören; 

aa) die forstliche Bodennutzung als naturnaher Wald 
9.	 das Gebiet außerhalb der Wege zu betreten; ausschließlich zum Erhalt der in § 3 Abs. 2 aufge­

führten Waldgesellschaften durchgeführt wird, 
10. außerhalb der für den öffentlichen Verkehr gewidmeten 

Straßen und Wege, der nach öffentlichem Straßenrecht bb) Bodenbearbeitung, Düngung, Kalkung und Ent­
oder auf Grund des § 20 Abs. 3 des Landeswaldgesetzes wässerung unterlassen werden, 
gekennzeichneten Reitwege zu reiten; 

cc) die Bestandsbegründung über Naturverjüngung und 
11. mit Fahrzeugen außerhalb der für den öffentlichen Verkehr 

gewidmeten Straßen und Wege zu fahren oder Fahrzeuge 
dort abzustellen, zu warten oder zu pflegen; 

in begründeten Ausnahmefällen über Ergänzungs­
pflanzungen unter Verwendung autochthonen Pflanz­
gutes als Handpflanzung erfolgt, 

12. Modellsport oder ferngesteuerte Modelle zu betreiben oder	 dd) Totholz in allen Ausprägungen (stehend, liegend, 
feste Einrichtungen dafür bereitzuhalten; alle Zersetzungsphasen) im Bestand verbleibt, 

13. Hunde frei laufen zu lassen;	 ee) ausschließlich Einzelstamm- oder Kleingruppen­
nutzung (zwei bis fünf Stämme) nach Zielstärken 

14. Be- oder Entwässerungsmaßnahmen über den bisherigen	 erfolgt, 
Umfang hinaus durchzuführen, Gewässer jeder Art entge­
gen dem Schutzzweck zu verändern oder in anderer Weise ff) die Nutzung von Alteichen über 0,8 Meter Stamm­
den Wasserhaushalt des Gebietes zu beeinträchtigen; durchmesser in 1,3 Metern Höhe über dem Stamm­

fuß unterlassen wird, 
15. Schmutzwasser, Gülle, Dünger, Gärfutter oder Klärschlamm 

auszubringen, einzuleiten, zu lagern oder abzulagern; die 
§§ 4 und 5 der Klärschlammverordnung bleiben unbe­
rührt; 

gg) Holzeinschlag in den nassen bis feuchten Bereichen 
nur bei gefrorenem Boden und mit Hilfe seilwin­
dengestützter Rückeverfahren durchgeführt wird; 
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2.	 für den Bereich der Jagd: 

a)	 die rechtmäßige Ausübung der Jagd mit der Maßgabe, 
dass 

aa) die Jagd in der Zeit vom 15. März bis 31. August 
eines Jahres ausschließlich vom Ansitz aus erfolgt, 

bb) die Anlage von Kirrungen außerhalb der Zone 1 
und außerhalb gesetzlich geschützter Biotope er­
folgt, 

b)	 die Anlage jagdlicher Einrichtungen zur Ansitzjagd mit 
der Maßgabe, dass diese innerhalb der Zone 1 mit Zu­
stimmung der unteren Naturschutzbehörde erfolgt. 

Unzulässig bleibt die Anlage und Unterhaltung von Wild­
fütterungen, Ansaatwiesen und Wildäckern sowie die Aus­
bildung von Hunden; 

3.	 das nicht gewerbliche Sammeln von Pilzen und Waldfrüch­
ten außerhalb der Zone 1 nach dem 31. August eines Ka­
lenderjahres; 

4.	 die im Sinne des § 10 des Brandenburgischen Straßenge­
setzes ordnungsgemäße Unterhaltung der dem öffentlichen 
Verkehr gewidmeten Straßen und Wege, die im Sinne des 
§ 78 des Brandenburgischen Wassergesetzes ordnungsge­
mäße Unterhaltung der Gewässer sowie die ordnungsge­
mäße Unterhaltung sonstiger rechtmäßig bestehender An­
lagen jeweils im Einvernehmen mit der unteren Natur­
schutzbehörde; 

5.	 die sonstigen bei In-Kraft-Treten dieser Verordnung auf 
Grund behördlicher Einzelfallentscheidung rechtmäßig 
ausgeübten Nutzungen und Befugnisse in der bisherigen 
Art und im bisherigen Umfang; 

6.	 Maßnahmen zur Untersuchung von Altlastenverdachtsflä­
chen und Verdachtsflächen sowie Maßnahmen der Altlas­
tensanierung und der Sanierung schädlicher Bodenverän­
derungen gemäß Bundes-Bodenschutzgesetz sowie Maß­
nahmen der Munitionsräumung im Einvernehmen mit der 
unteren Naturschutzbehörde; 

7.	 Schutz-, Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen, die von 
der zuständigen Naturschutzbehörde angeordnet worden 
sind; 

8.	 behördliche sowie behördlich angeordnete oder zugelasse­
ne Beschilderungen, soweit sie auf den Schutzzweck des 
Gebietes hinweisen oder als hoheitliche Kennzeichnungen, 
Orts- oder Verkehrshinweise, Wegemarkierungen oder 
Warntafeln dienen; 

9.	 Maßnahmen, die der Abwehr einer unmittelbar drohenden 
Gefahr für die öffentliche Sicherheit und Ordnung dienen. 
Die untere Naturschutzbehörde ist über die getroffenen 
Maßnahmen unverzüglich zu unterrichten. Sie kann nach­
träglich ergänzende Anordnungen zur Vereinbarkeit mit 
dem Schutzzweck treffen. 

(2) Die in § 4 für das Betreten und Befahren des Naturschutz­
gebietes enthaltenen Einschränkungen gelten nicht für die 
Dienstkräfte der Naturschutzbehörden, die zuständigen Natur­
schutzhelfer und sonstige von den Naturschutzbehörden beauf­
tragte Personen sowie für Dienstkräfte und beauftragte Perso­
nen anderer zuständiger Behörden und Einrichtungen, soweit 
diese in Wahrnehmung ihrer gesetzlichen Aufgaben handeln. 
Der Genehmigungsvorbehalt nach § 19 Abs. 3 Satz 2 des Lan­
deswaldgesetzes bleibt unberührt. 

§ 6 
Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen 

Folgende Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen werden als 
Zielvorgabe benannt: 

1.	 innerhalb der Zone 1 sollen gesellschaftsfremde Bäume 
sukzessive entnommen werden; 

2.	 die forstliche Bewirtschaftung außerhalb der Zone 1 soll 
im Bereich der naturnahen Waldbestände möglichst scho­
nend und unter Berücksichtigung eines hohen Totholzan­
teils im Bestand erfolgen; 

3.	 die Besonnung vorhandener Brutbäume der Populationen 
von Eichenbock (Cerambyx cerdo) und Eremit (Osmonda 
eremita) soll über die Einzelstammentnahme von gesell­
schaftsfremden Bäumen gefördert werden; 

4.	 die Forste, die überwiegend aus nicht der potenziell natür­
lichen Vegetation entsprechenden Nadel- und Laubhölzern 
aufgebaut sind, sollen in naturnahe Laubwaldbestände (auf 
den reicheren und auf feuchten Standorten) und in Misch­
waldbestände (auf trockenen Standorten im Übergangsbe­
reich zu den Dünen) entwickelt werden; 

5.	 die Naturverjüngung der Bestände mit Arten der potenziell 
natürlichen Vegetation soll durch geeignete Maßnahmen 
(zum Beispiel Wildreduzierung, Zäunung) gefördert wer­
den; 

6.	 es sollen Maßnahmen zum Erhalt und zur Wiederherstel­
lung des standorttypischen Wasserhaushaltes entwickelt 
und umgesetzt werden. 

§ 7 
Befreiungen 

Von den Verboten dieser Verordnung kann die oberste Natur­
schutzbehörde auf Antrag gemäß § 72 des Brandenburgischen 
Naturschutzgesetzes Befreiung gewähren. 

§ 8 
Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 73 Abs. 2 Nr. 2 des Bran­
denburgischen Naturschutzgesetzes handelt, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig den Vorschriften des § 4 zuwiderhandelt. 
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(2) Ordnungswidrigkeiten nach Absatz 1 können gemäß § 74 § 10 
des Brandenburgischen Naturschutzgesetzes mit einer Geldbu- Geltendmachen von Rechtsmängeln 
ße bis zu 51 129,19 Euro (in Worten: einundfünfzigtausendein­
hundertneunundzwanzig Euro, neunzehn Cent) geahndet wer- Eine Verletzung von Vorschriften des Brandenburgischen Na­
den. turschutzgesetzes oder anderer Rechtsvorschriften kann gegen 

diese Verordnung nur innerhalb von zwei Jahren nach ihrer 
Verkündung geltend gemacht werden (§ 47 Abs. 1 Nr. 2 und 

§ 9 Abs. 2 der Verwaltungsgerichtsordnung in Verbindung mit § 4 
Verhältnis zu anderen Abs. 1 des Brandenburgischen Verwaltungsgerichtsgesetzes). 

naturschutzrechtlichen Bestimmungen 

(1) Die Aufstellung einer Behandlungsrichtlinie zur Ausfüh- § 11 
rung der in dieser Verordnung festgelegten Schutz-, Pflege- In-Kraft-Treten 
und Entwicklungsmaßnahmen und zur Verwirklichung des 
Schutzzwecks sowie die Duldung von Maßnahmen des Natur- Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft. 
schutzes und der Landschaftspflege richten sich nach den 
§§ 29 und 68 des Brandenburgischen Naturschutzgesetzes. 

(2) Die Vorschriften dieser Verordnung gehen anderen natur- Potsdam, den 10. Juni 2002 
schutzrechtlichen Schutzgebietsausweisungen im Bereich des 
in § 2 genannten Gebietes vor. 

Der Minister für Landwirtschaft, 
(3) Soweit diese Verordnung keine weiter gehenden Vorschrif- Umweltschutz und Raumordnung 
ten enthält, bleiben die Regelungen über gesetzlich geschützte 
Teile von Natur und Landschaft (§§ 31 bis 36 des Brandenbur- Wolfgang Birthler 
gischen Naturschutzgesetzes) und über den Schutz und die 
Pflege wild lebender Tier- und Pflanzenarten (§§ 39 bis 55 des 
Bundesnaturschutzgesetzes, §§ 37 bis 43 des Brandenbur­
gischen Naturschutzgesetzes) unberührt. 

Anlage 

Flurstücksliste zur Verordnung über das Naturschutzgebiet „Stärtchen und Freibusch“ vom 10. Juni 2002 

Das Naturschutzgebiet hat eine Größe von rund 179 Hektar. Es umfasst folgende Flächen in den Gemarkungen: 

Landkreis Gemarkung Flur Flurstücke 

Teltow-Fläming Holbeck 1 80, 81 und 87 jeweils anteilig, 111; 

2 54; 

3 1/1, 1/2, 2, 3, 4, 5, 6, 7; entspricht den Forstorten 517 bis 526; 

4 11 anteilig. 
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Verordnung über das Naturschutzgebiet 
„Lienewitz-Caputher Seen- und Feuchtgebietskette“ 

Vom 10. Juni 2002 

Auf Grund des § 21 in Verbindung mit § 19 Abs. 1 und 2 und 
§ 78 Abs. 1 Satz 5 des Brandenburgischen Naturschutzgesetzes 
vom 25. Juni 1992 (GVBl. I S. 208), zuletzt geändert durch Ar­
tikel 3 des Gesetzes vom 18. Dezember 1997 (GVBl. I S. 124), 
verordnet der Minister für Landwirtschaft, Umweltschutz und 
Raumordnung: 

§ 1 
Erklärung zum Schutzgebiet 

Die in § 2 näher bezeichnete Fläche im Landkreis Potsdam-
Mittelmark wird als Naturschutzgebiet festgesetzt. Das Natur­
schutzgebiet trägt die Bezeichnung „Lienewitz-Caputher Seen­
und Feuchtgebietskette“. 

§ 2 
Schutzgegenstand 

(1) Das Naturschutzgebiet hat eine Größe von rund 368 Hektar. 
Es umfasst Flächen in folgenden Fluren: 

Gemeinde: Gemarkung: Flur: 

Ferch Ferch 12; 
Caputh Caputh 6, 8, 15, 16; 
Michendorf Michendorf 6. 

Eine Kartenskizze ist dieser Verordnung zur Orientierung als 
Anlage beigefügt. 

(2) Die Grenze des Naturschutzgebietes ist in einer Über-
sichtskarte, in topografischen Karten im Maßstab 1 : 10 000 
und in Flurkarten mit ununterbrochener Linie eingezeichnet; 
als Grenze gilt der innere Rand dieser Linie. Zur Orientierung 
ist dieser Verordnung zusätzlich eine Flurstücksliste als Anla­
ge beigefügt. Maßgeblich ist die Einzeichnung in den Flurkar­
ten. 

(3) Die Verordnung mit Karten kann beim Ministerium für 
Landwirtschaft, Umweltschutz und Raumordnung des Landes 
Brandenburg, oberste Naturschutzbehörde, in Potsdam sowie 
beim Landkreis Potsdam-Mittelmark, untere Naturschutzbe­
hörde, von jedermann während der Dienstzeiten kostenlos ein­
gesehen werden. 

§ 3 
Schutzzweck 

Schutzzweck des Naturschutzgebietes als für den Naturraum 
der mittelbrandenburgischen Platten und Niederungen typi­
sche, gut ausgeprägte und bewaldete subglaziale Rinne mit 
Seen und Feuchtgebieten ist 

1.	 die Erhaltung, naturnahe Wiederherstellung und Entwick­
lung als Lebensraum wild lebender Pflanzengesellschaften, 
insbesondere von Röhricht- und Schwimmblattgesellschaf­
ten, Quellfluren, Seggenmooren, Erlenbruch- und Erlen-
Eschenwäldern sowie naturnahen Eichenmischwäldern; 

2.	 die Erhaltung und Entwicklung der Lebensräume wild le­
bender Pflanzenarten, darunter zahlreicher nach § 10 Abs. 2 
Nr. 10 des Bundesnaturschutzgesetzes besonders geschütz­
ter Arten, beispielsweise Karthäuser-Nelke (Dianthus car­
thusianorum), Wasserfeder (Hottonia palustris) und Zun-
gen-Hahnenfuß (Ranunculus lingua); 

3.	 die Erhaltung und Entwicklung des Gebietes als Lebens­
beziehungsweise Rückzugsraum und potenzielles Wieder­
ausbreitungszentrum wild lebender Tierarten, darunter 
zahlreicher nach § 10 Abs. 2 Nr. 10 und 11 des Bundesna­
turschutzgesetzes besonders und streng geschützter Arten 
der Vögel, Reptilien und Amphibien, beispielsweise 
Mittelspecht (Dendrocopos medius), Eisvogel (Alcedo at­
this), Drosselrohrsänger (Acrocephalus arundinaceus), 
Zauneidechse (Lacerta agilis) und Knoblauchkröte (Pelo­
bates fuscus); 

4.	 die Erhaltung des Gebietes wegen seiner besonderen Ei­
genart der für den Potsdamer Raum einmaligen Ausprä­
gung einer pleistozänen Landschaft als Niedertau- (Ka­
mes-) Hügellandschaft mit Seen, Kleinsenken und subgla­
zialen Rinnen. 

§ 4 
Verbote 

(1) Vorbehaltlich der nach § 5 zulässigen Handlungen sind in 
dem Naturschutzgebiet gemäß § 21 Abs. 2 Satz 1 des Branden­
burgischen Naturschutzgesetzes alle Handlungen verboten, die 
das Gebiet, seinen Naturhaushalt oder einzelne seiner Bestand­
teile zerstören, beschädigen, verändern oder nachhaltig stören 
können. 

(2) Es ist insbesondere verboten: 

1.	 bauliche Anlagen zu errichten oder wesentlich zu verän­
dern, auch wenn dies keiner öffentlich-rechtlichen Zulas­
sung bedarf; 

2.	 Straßen, Wege, Plätze oder sonstige Verkehrseinrichtungen 
sowie Leitungen anzulegen, zu verlegen oder zu verändern; 

3.	 Plakate, Werbeanlagen, Bild- oder Schrifttafeln aufzustel­
len oder anzubringen; 

4.	 Buden, Verkaufsstände, Verkaufswagen oder Warenauto­
maten aufzustellen; 

5.	 die Bodengestalt zu verändern, Böden zu verfestigen, zu 
versiegeln oder zu verunreinigen; 

6.	 die Art oder den Umfang der bisherigen Grundstücksnut­
zung zu ändern; 
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7.	 zu lagern, zu zelten, Wohnwagen aufzustellen, Feuer zu § 5 
verursachen oder eine Brandgefahr herbeizuführen; Zulässige Handlungen 

8.	 die Ruhe der Natur durch Lärm zu stören; (1) Ausgenommen von den Verboten des § 4 bleiben folgende 
Handlungen: 

9.	 das Gebiet außerhalb der Wege zu betreten; 
1.	 die im Sinne des § 11 Abs. 2 des Brandenburgischen Na­

10. außerhalb der für den öffentlichen Verkehr gewidmeten 
Straßen und Wege, der nach öffentlichem Straßenrecht 
oder auf Grund des § 20 Abs. 3 des Landeswaldgesetzes 
gekennzeichneten Reitwege zu reiten; 

turschutzgesetzes ordnungsgemäße landwirtschaftliche 
Bodennutzung in der bisherigen Art und im bisherigen 
Umfang auf den bisher rechtmäßig dafür genutzten Flä­
chen; 

11. mit Fahrzeugen außerhalb der für den öffentlichen Verkehr 
gewidmeten Straßen und Wege zu fahren oder Fahrzeuge 
dort abzustellen, zu warten oder zu pflegen; 

2.	 die im Sinne des § 11 Abs. 3 des Brandenburgischen Na­
turschutzgesetzes ordnungsgemäße forstwirtschaftliche Bo­
dennutzung in der bisherigen Art und im bisherigen Um­
fang auf den bisher rechtmäßig dafür genutzten Flächen 

12. von anderen Zugangsstellen als den in der Übersichtskarte 
entsprechend gekennzeichneten Uferbereichen am Kleinen 
Lienewitzsee und der Badestelle am Großen Lienewitzsee 
zu baden und zu tauchen; 

mit der Maßgabe, dass 

a)	 die in § 3 Abs. 1 Nr. 1 genannten Waldgesellschaften 
erhalten werden, 

13. Wasserfahrzeuge aller Art einschließlich Surfbretter zu be-	 b) Kahlhiebe nur bis 0,5 Hektar zulässig sind, 
nutzen; ausgenommen hiervon ist die Benutzung von Boo­
ten ohne eigene Triebkraft; c) nur Baumarten der potenziell natürlichen Vegetation 

eingebracht werden dürfen, 
14. Modellsport oder ferngesteuerte Modelle zu betreiben oder 

feste Einrichtungen dafür bereitzuhalten;	 d) stehendes Totholz mit mehr als 30 Zentimetern Stamm­
durchmesser in 1,30 Metern Höhe über dem Stammfuß 

15. Hunde frei laufen zu lassen;	 nicht gefällt wird und liegendes Totholz an Ort und 
Stelle verbleibt, 

16. Be- oder Entwässerungsmaßnahmen über den bisherigen 
Umfang hinaus durchzuführen, Gewässer jeder Art entge- e) § 4 Abs. 2 Nr. 23 gilt; 
gen dem Schutzzweck zu verändern oder in anderer Weise 
den Wasserhaushalt des Gebietes zu beeinträchtigen; 3. die im Sinne des § 11 Abs. 4 des Brandenburgischen Na­

turschutzgesetzes in Verbindung mit § 1 Abs. 1 und 2 des 
17. Schmutzwasser, Gülle, Dünger, Gärfutter oder Klärschlamm 

auszubringen, einzuleiten, zu lagern oder abzulagern; die 
§§ 4 und 5 der Klärschlammverordnung bleiben unbe­
rührt; 

Fischereigesetzes für das Land Brandenburg ordnungsge­
mäße fischereiwirtschaftliche Flächennutzung in der bis­
herigen Art und im bisherigen Umfang auf den bisher 
rechtmäßig dafür genutzten Flächen mit der Maßgabe, dass 
Fanggeräte und Fangmittel so eingesetzt oder ausgestattet 

18. Abfälle oder sonstige Gegenstände zu lagern, abzulagern	 werden, dass das Einschwimmen und eine Gefährdung des 
oder sich ihrer in sonstiger Weise zu entledigen; Fischotters weitgehend ausgeschlossen ist; 

19. Tiere zu füttern oder Futter bereitzustellen;	 4. die rechtmäßige Ausübung der Angelfischerei auf dem Ca­
puther See, dem Großen und dem Kleinen Lienewitzsee 

20. Tiere auszusetzen oder Pflanzen anzusiedeln;	 mit der Maßgabe, dass 

21. wild lebenden Tieren nachzustellen, sie mutwillig zu beun-	 a) das Angeln vom Boot aus nur mit Booten ohne eigene 
ruhigen, zu fangen, zu verletzen, zu töten oder ihre Ent- Triebkraft zulässig ist, 
wicklungsformen, Nist-, Brut-, Wohn- oder Zufluchtsstät­
ten der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zer- b) zum Ufer und zu Röhrichtbeständen im Bereich der in 
stören; der Übersichtskarte gekennzeichneten Uferschutzzo­

nen wasserseitig ein Mindestabstand von zehn Metern 
22. wild lebende Pflanzen oder ihre Teile oder Entwicklungs-	 einzuhalten ist, 

formen abzuschneiden, abzupflücken, aus- oder abzurei­
ßen, auszugraben, zu beschädigen oder zu vernichten; c) das Einfahren in Schwimmblattbestände mit Ausnah­

me der Zufahrt zu den Bootsstegen des Anglervereins 
23. Pflanzenschutzmittel jeder Art anzuwenden;	 am Großen Lienewitzsee unzulässig ist, 

24. Wiesen, Weiden oder sonstiges Grünland umzubrechen	 d) das Angeln vom Ufer aus nur an den in der Übersichts­
oder neu anzusäen. karte gekennzeichneten Bereichen gestattet ist, 
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e)	 das Betreten von Verlandungsbereichen und Röhrich­
ten unzulässig ist, 

f)	 § 4 Abs. 2 Nr. 20 gilt; 

5.	 für den Bereich der Jagd: 

a)	 die rechtmäßige Ausübung der Jagd mit der Maßgabe, 
dass 

aa) in der Zeit vom 1. März bis zum 30. Juni eines Jah­
res innerhalb der in der Übersichtskarte gekenn­
zeichneten Bereiche die Ausübung der Jagd aus­
schließlich vom Ansitz aus erfolgt, 

bb) die Jagd auf Wasserwild ausschließlich vom 15. No­
vember bis 15. Januar gestattet ist, 

b)	 die Errichtung ortsunveränderlicher jagdlicher Einrich­
tungen zur Ansitzjagd im Einvernehmen mit der unte­
ren Naturschutzbehörde. 

Transportable und mobile Ansitzeinrichtungen sind der 
unteren Naturschutzbehörde vor der Errichtung anzu­
zeigen, 

c)	 die Anlage von Kirrungen außerhalb gesetzlich ge­
schützter Biotope, 

d)	 die Ausbildung von Hunden mit der Maßgabe, dass 
diese in der Zeit vom 1. März bis zum 30. Juni und 
vom 1. Oktober bis zum 15. November jeden Jahres 
innerhalb der in der Übersichtskarte gekennzeichneten 
Bereiche unzulässig ist. 

Unzulässig bleibt die Anlage von Wildfütterungen, Ansaat­
wildwiesen und Wildäckern; 

6.	 das nicht gewerbliche Sammeln von Pilzen und Waldfrüch­
ten nach dem 30. Juni eines Kalenderjahres; 

7.	 die im Sinne des § 10 des Brandenburgischen Straßenge­
setzes ordnungsgemäße Unterhaltung der dem öffentlichen 
Verkehr gewidmeten Straßen und Wege, die im Sinne des 
§ 78 des Brandenburgischen Wassergesetzes ordnungsge­
mäße Unterhaltung der Gewässer sowie die ordnungsge­
mäße Unterhaltung sonstiger rechtmäßig bestehender An­
lagen jeweils im Einvernehmen mit der unteren Natur­
schutzbehörde; 

8.	 die sonstigen bei In-Kraft-Treten dieser Verordnung auf 
Grund behördlicher Einzelfallentscheidung rechtmäßig 
ausgeübten Nutzungen und Befugnisse in der bisherigen 
Art und im bisherigen Umfang; 

9.	 Maßnahmen zur Untersuchung von Altlastenverdachtsflä­
chen und Verdachtsflächen sowie Maßnahmen der Altlas­
tensanierung und der Sanierung schädlicher Bodenverän­
derungen gemäß Bundes-Bodenschutzgesetz sowie Maß­
nahmen der Munitionsräumung im Einvernehmen mit der 
unteren Naturschutzbehörde; 

10. Schutz-, Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen, die von 
der zuständigen Naturschutzbehörde angeordnet worden 
sind; 

11. behördliche sowie behördlich angeordnete oder zugelasse­
ne Beschilderungen, soweit sie auf den Schutzzweck des 
Gebietes hinweisen oder als hoheitliche Kennzeichnungen, 
Orts- oder Verkehrshinweise, Wegemarkierungen oder 
Warntafeln dienen; 

12. Maßnahmen, die der Abwehr einer unmittelbar drohenden 
Gefahr für die öffentliche Sicherheit und Ordnung dienen. 
Die untere Naturschutzbehörde ist über die getroffenen 
Maßnahmen unverzüglich zu unterrichten. Sie kann nach­
träglich ergänzende Anordnungen zur Vereinbarkeit mit 
dem Schutzzweck treffen. 

(2) Die in § 4 für das Betreten und Befahren des Naturschutz­
gebietes enthaltenen Einschränkungen gelten nicht für die 
Dienstkräfte der Naturschutzbehörden, die zuständigen Natur­
schutzhelfer und sonstige von den Naturschutzbehörden beauf­
tragte Personen sowie für Dienstkräfte und beauftragte Perso­
nen anderer zuständiger Behörden und Einrichtungen, soweit 
diese in Wahrnehmung ihrer gesetzlichen Aufgaben handeln. 
Der Genehmigungsvorbehalt nach § 19 Abs. 3 Satz 2 des Lan­
deswaldgesetzes bleibt unberührt. 

§ 6 
Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen 

Folgende Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen werden als 
Zielvorgabe benannt: 

1.	 die forstliche Bewirtschaftung und Nutzung im Bereich der 
naturnahen Waldbestände soll extensiv erfolgen; 

2.	 die vorhandenen Kiefernforste sollen mittelfristig in natur­
nahe, standortgerechte Laub- und Mischwaldgesellschaf­
ten überführt werden; 

3.	 die Moore sollen durch periodische Pflegemaßnahmen er­
halten werden; 

4.	 das Wander-, Rad- und Reitwegenetz soll so geschaffen 
und verändert werden, dass störungsempfindliche Tierar­
ten nicht beunruhigt werden; 

5.	 es sollen Maßnahmen zur Verbesserung des gebietsbezoge­
nen Landschaftswasserhaushaltes entwickelt und umge­
setzt werden. 

§ 7 
Befreiungen 

Von den Verboten dieser Verordnung kann die oberste Natur­
schutzbehörde auf Antrag gemäß § 72 des Brandenburgischen 
Naturschutzgesetzes Befreiung gewähren. 
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§ 8 
Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 73 Abs. 2 Nr. 2 des Bran­
denburgischen Naturschutzgesetzes handelt, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig den Vorschriften des § 4 zuwiderhandelt. 

(2) Ordnungswidrigkeiten nach Absatz 1 können gemäß § 74 des 
Brandenburgischen Naturschutzgesetzes mit einer Geldbuße bis 
zu 51 129,19 Euro (in Worten: einundfünfzigtausendeinhundert­
neunundzwanzig Euro, neunzehn Cent) geahndet werden. 

§ 9 
Verhältnis zu anderen 

naturschutzrechtlichen Bestimmungen 

(1) Die Aufstellung einer Behandlungsrichtlinie zur Ausfüh­
rung der in dieser Verordnung festgelegten Schutz-, Pflege­
und Entwicklungsmaßnahmen und zur Verwirklichung des 
Schutzzwecks sowie die Duldung von Maßnahmen des Natur­
schutzes und der Landschaftspflege richten sich nach den 
§§ 29 und 68 des Brandenburgischen Naturschutzgesetzes. 

(2) Die Vorschriften dieser Verordnung gehen anderen natur­
schutzrechtlichen Schutzgebietsausweisungen im Bereich des 
in § 2 genannten Gebietes vor. 

(3) Soweit diese Verordnung keine weiter gehenden Vorschrif­
ten enthält, bleiben die Regelungen über gesetzlich geschützte 
Teile von Natur und Landschaft (§§ 31 bis 36 des Brandenbur­
gischen Naturschutzgesetzes) und über den Schutz und die 
Pflege wild lebender Tier- und Pflanzenarten (§§ 39 bis 55 des 
Bundesnaturschutzgesetzes, §§ 37 bis 43 des Brandenburgi­
schen Naturschutzgesetzes) unberührt. 

§ 10 
Geltendmachen von Rechtsmängeln 

Eine Verletzung von Vorschriften des Brandenburgischen Na­
turschutzgesetzes oder anderer Rechtsvorschriften kann gegen 
diese Verordnung nur innerhalb von zwei Jahren nach ihrer 
Verkündung geltend gemacht werden (§ 47 Abs. 1 Nr. 2 und 
Abs. 2 der Verwaltungsgerichtsordnung in Verbindung mit § 4 
Abs. 1 des Brandenburgischen Verwaltungsgerichtsgesetzes). 

§ 11 
In-Kraft-Treten, Außer-Kraft-Treten 

(1) Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung in 
Kraft. 

(2) Gleichzeitig tritt die Anordnung über das Naturschutzgebiet 
„Karinchen“, festgesetzt in der Anordnung Nr. 3 über Natur­
schutzgebiete des Vorsitzenden des Landwirtschaftsrates der 
Deutschen Demokratischen Republik vom 11. September 1967 
(GBl. II Nr. 95 vom 19. Oktober 1967 S. 697 - 699), außer 
Kraft. 

Potsdam, den 10. Juni 2002 

Der Minister für Landwirtschaft, 
Umweltschutz und Raumordnung 

Wolfgang Birthler 

Anlage 

Flurstücksliste zur Verordnung über das Naturschutzgebiet „Lienewitz-Caputher Seen- und Feuchtgebietskette“ 
vom 10. Juni 2002 

Das Naturschutzgebiet hat eine Größe von rund 368 Hektar. Es umfasst folgende Flächen im Landkreis Potsdam-Mittelmark: 

Gemarkung Flur Flurstücke 

Ferch 12 3, 4 anteilig, 5, 6 anteilig, 7 anteilig, 8, 9 anteilig, 18 anteilig, 22, 23 anteilig, 25/9 anteilig, 
27/4 anteilig, 31 anteilig, 34, 37, 38, 39/4, 67/2 anteilig; 

Caputh 6 103 anteilig, 154-157; 

Caputh 8 3-7, 8 anteilig, 9-30, 31/1, 31/2, 32-40, 42-57, 58 anteilig, 59 anteilig; 

Caputh 15 261-263, 283, 293-324, 325 anteilig, 326-354, 355 anteilig, 356- 445; 

Caputh 16 11 anteilig, 111 anteilig, 115 anteilig, 116, 118, 119, 120 anteilig, 121 anteilig, 122 anteilig, 
123-126, 127 anteilig, 128 anteilig, 129-138, 139 anteilig, 149 anteilig, 150-153, 157-164; 

Michendorf 6 122 anteilig, 123, 124, 125 anteilig, 126/2, 127-134, 137, 140, 141, 142/1, 142/2; 

Michendorf 6 Beiblatt 146-226, 234 anteilig, 235/3, 236-239. 
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Verordnung 
über das Landschaftsschutzgebiet 

„Scharmützelseegebiet“ 

Vom 11. Juni 2002 

Auf Grund des § 22 in Verbindung mit § 19 Abs. 1 und 2 und 
mit § 78 Abs. 1 Satz 5 des Brandenburgischen Naturschutzge­
setzes vom 25. Juni 1992 (GVBl. I S. 208), zuletzt geändert 
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 18. Dezember 1997 (GVBl. I 
S. 124), verordnet der Minister für Landwirtschaft, Umwelt­
schutz und Raumordnung: 

§ 1 
Erklärung zum Schutzgebiet 

Die in § 2 näher bezeichneten Flächen im Bereich der Ämter 
Scharmützelsee, Spreenhagen, Storkow (Mark) und Glieni-
cke/Rietz-Neuendorf im Landkreis Oder-Spree werden als Land­
schaftsschutzgebiet festgesetzt. Das Landschaftsschutzgebiet 
trägt die Bezeichnung „Scharmützelseegebiet“. 

§ 2 
Schutzgegenstand 

(1) Das Landschaftsschutzgebiet hat eine Größe von rund 
12 433 Hektar. Es betrifft die folgenden Flure der folgenden 
Gemarkungen ganz oder teilweise: 

Alt Golm, Flure 1-3; Bad Saarow, Flure 1-20; Dahmsdorf, Flu­
re 1-4; Diensdorf, Flure 1, 2; Glienicke, Flure 1, 3; Görzig, 
Flur 4; Herzberg, Flure 1-6; Kolpin, Flure 1, 2; Langewahl, 
Flur 3; Markgrafpieske, Flur 6; Neu Golm, Flure 1, 2; Peters­
dorf, Flure 1-3; Pfaffendorf, Flure 5-7; Radlow, Flure 1-3; Rau­
en, Flure 4, 5, 01/Fl.7; Reichenwalde, Flure 1-6; Storkow, Flure 
3, 6, 8, 10-12, 14, 15, 22-24, 33, 35, 43, 44; Wendisch Rietz, 
Flure 1-3, 7; Wilmersdorf, Flure 1-3. 

Eine Kartenskizze ist dieser Verordnung zur Orientierung als 
Anlage beigefügt. 

(2) Die Grenze des Landschaftsschutzgebietes ist in einer to-
pografischen Übersichtskarte im Maßstab 1 : 25 000 und in 
topografischen Karten im Maßstab 1 : 10 000 mit ununterbro­
chener Linie dargestellt. Der genaue Grenzverlauf des Land­
schaftsschutzgebietes ist in Flurkarten mit einer ununterbro­
chenen Linie eingetragen. Maßgebend für den Grenzverlauf 
ist der innere Rand der auf den Flurkarten eingetragenen Li­
nie. 

(3) Die Verordnung mit Karten kann beim Ministerium für 
Landwirtschaft, Umweltschutz und Raumordnung des Landes 
Brandenburg, oberste Naturschutzbehörde, in Potsdam sowie 
bei dem Landkreis Oder-Spree, untere Naturschutzbehörde, 
von jedermann während der Dienstzeiten kostenlos eingesehen 
werden. 

§ 3 
Schutzzweck 

Schutzzweck ist 

1.	 die Erhaltung und Entwicklung oder Wiederherstellung der 
Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes, insbesondere 

a)	 der Funktionsfähigkeit der Böden durch Sicherung und 
Förderung der natürlichen Vielfalt der Bodeneigen­
schaften, der Schutz des Bodens vor Bebauung, Ver­
dichtung, Erosion und vor Abbau, 

b)	 der Funktionsfähigkeit des Wasserhaushaltes, insbe­
sondere der Quell-, Stand- und Fließgewässer, Uferbe­
reiche, Verlandungszonen sowie verschiedener Moor­
typen und eines lokal bedeutsamen Wassereinzugs­
und Grundwasserneubildungsgebietes, 

c)	 der Reinhaltung der Luft sowie der Stabilisierung des 
Lokalklimas, 

d)	 der seltenen, gefährdeten und charakteristischen Le­
bensräume wie Röhrichte, Feuchtwiesen, Moore, Laub­
misch- und Bruchwälder als wesentliche Bestandteile 
des Naturhaushaltes, 

e)	 eines landschaftsübergreifenden Biotopverbundes, ins­
besondere der zusammenhängenden Seen, der kleinen 
Fließgewässer und des Storkower Kanals, für das Vor­
kommen des Fischotters, 

f)	 der Pufferfunktion für die im Gebiet liegenden Natur­
schutzgebiete, Geschützten Landschaftsbestandteile, 
Naturdenkmäler und Gebiete des Schutzgebietssys­
tems Natura 2000; 

2.	 die Bewahrung der Vielfalt, Eigenart und Schönheit des 
Landschaftsbildes, insbesondere 

a)	 der eiszeitlich geprägten Moränenlandschaft mit relief­
starken, zum Teil feinteilig gegliederten Hügeln der 
Stauch- und Endmoränen sowie den reliefschwächeren 
Erhebungen und Senken der Grundmoränen, Seen, 
Fließgewässern, Mooren, Anmooren, Talsanden, Söl­
len, Dünen und Trockentälern, 

b)	 des in weiten Teilen unzerschnittenen und unverbauten 
Gebietes mit den Seen und ihren Randbereichen, dem 
bewaldeten Norden, der kleinteilig gegliederten Feld­
und Waldflur östlich des Scharmützelsees und der offe­
nen, reich gegliederten Feldflur zwischen Scharmützel­
see und Großem Storkower See, 

c)	 der prägenden Landschaftselemente und deren Vertei­
lung, wie Wälder und deren Ränder, Äcker, Grünlän­
der, Feldgehölze, Alleen, Kopfsteinpflasterstraßen, Le­
sesteinhaufen und Solitärbäume, 

d)	 der Erhalt der gliedernden Grünkorridore zwischen den 
einzelnen Siedlungskörpern sowie der besonderen Ei­
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genart der weiträumig gestreuten Siedlungsstruktur 
von Neu Reichenwalde; 

3.	 die Erhaltung und Entwicklung des Gebietes wegen seiner 
besonderen Bedeutung für die landschaftsbezogene Erho­
lung, insbesondere für das Wandern, das Rad- und Wasser­
wandern unter Einbeziehung der dörflichen Infrastruktur. 

§ 4 
Verbote, Genehmigungsvorbehalte 

(1) Vorbehaltlich der nach § 5 zulässigen Handlungen sind in 
dem Landschaftsschutzgebiet gemäß § 22 Abs. 3 des Branden­
burgischen Naturschutzgesetzes folgende Handlungen verbo­
ten: 

1.	 Bodenbestandteile abzubauen; 

2.	 Niedermoorstandorte umzubrechen oder in anderer Weise 
zu beeinträchtigen; ausgenommen ist eine den Moortypen 
(Norm-, Mulm-, Erdniedermoor) angepasste Bewirtschaf­
tung, wobei eine weitere Degradierung des Moorkörpers so 
weit wie möglich auszuschließen ist; 

3.	 Binnendünen, Trockenrasen, Restbestockungen natürlicher 
Waldgesellschaften, Quellbereiche sowie Kleingewässer 
und Bachläufe nachteilig zu verändern, zu beschädigen 
oder zu zerstören; 

4.	 Bäume außerhalb des Waldes, Hecken, Gebüsche, Feld­
oder Ufergehölze, Ufervegetation oder Schwimmblattge­
sellschaften zu beschädigen oder zu beseitigen; 

5.	 in Röhrichte einzudringen oder sich diesen wasserseitig 
dichter als fünf Meter zu nähern. 

(2) Sonstige Handlungen, die geeignet sind, den Charakter des 
Gebietes zu verändern, den Naturhaushalt zu schädigen, das 
Landschaftsbild zu verunstalten, den Naturgenuss zu beein­
trächtigen oder sonst dem besonderen Schutzzweck zuwiderzu­
laufen, bedürfen der Genehmigung. Der Genehmigung bedarf 
insbesondere, wer beabsichtigt, 

1.	 bauliche Anlagen, die einer öffentlich-rechtlichen Zulas­
sung oder Anzeige bedürfen, zu errichten oder wesentlich 
zu verändern; 

2.	 die Bodengestalt zu verändern, die Böden zu verfestigen, 
zu versiegeln oder zu verunreinigen; 

3.	 Plakate und Werbeanlagen aufzustellen oder anzubringen; 
ausgenommen zur saisonalen Direktvermarktung landwirt­
schaftlicher Produkte; 

4.	 Straßen, Wege, Plätze oder sonstige Verkehrseinrichtungen 
anzulegen, Leitungen zu verlegen oder solche Anlagen we­
sentlich zu verändern; dies schließt die Beseitigung oder 
Versiegelung historischer Pflasterstraßen ein; 

5.	 außerhalb öffentlich-rechtlich zugelassener und gekenn­

zeichneter Plätze sowie von Hausgärten Wohnwagen auf­
zustellen; ausgenommen zur Ernte und saisonalen Direkt­
vermarktung landwirtschaftlicher Produkte; 

6.	 Veranstaltungen mit motorbetriebenen Fahrzeugen durch­
zuführen; 

7.	 Grünland in eine andere Nutzungsart zu überführen; 

8.	 die Bodenbedeckung auf Acker- und Grünland abzubren­
nen; 

9.	 außerhalb des Waldes standortfremde oder landschaftsun­
typische Gehölzpflanzungen vorzunehmen; 

10. außerhalb von öffentlich-rechtlich zugelassenen und ge­
kennzeichneten Plätzen sowie Hausgärten, Kleingärten 
und Ferien- und Wochenendhausgrundstücken offene Feu­
erstätten zu errichten oder zu betreiben. 

(3) Die Genehmigung nach Absatz 2 ist, unbeschadet anderer 
Rechtsvorschriften, auf Antrag von der unteren Naturschutz­
behörde zu erteilen, wenn die beabsichtigte Handlung den Cha­
rakter des Gebietes nicht verändert oder dem besonderen 
Schutzzweck nicht oder nur unerheblich zuwiderläuft. Die Ge­
nehmigung kann mit Nebenbestimmungen versehen werden. 

§ 5 
Zulässige Handlungen 

(1) Entgegen § 4 bleiben zulässig: 

1.	 die im Sinne des § 11 Abs. 2 des Brandenburgischen Natur­
schutzgesetzes ordnungsgemäße landwirtschaftliche Bo­
dennutzung auf den rechtmäßig dafür genutzten Flächen 
mit der Maßgabe, dass § 4 Abs. 1 Nr. 2 und 4 sowie Abs. 2 
Nr. 7 bis 9 gilt; 

2.	 die im Sinne des § 11 Abs. 3 des Brandenburgischen Na­
turschutzgesetzes ordnungsgemäße forstwirtschaftliche Bo­
dennutzung auf den rechtmäßig dafür genutzten Flächen 
mit der Maßgabe, dass Höhlenbäume erhalten bleiben; 

3.	 die rechtmäßige Ausübung der Jagd; 

4.	 die im Sinne des § 11 Abs. 4 des Brandenburgischen Na­
turschutzgesetzes in Verbindung mit § 1 Abs. 1 und 2 des 
Fischereigesetzes für das Land Brandenburg ordnungsge­
mäße fischereiwirtschaftliche Flächennutzung sowie die 
Angelfischerei auf den rechtmäßig dafür genutzten Flä­
chen mit der Maßgabe, dass 

a)	 § 4 Abs. 1 Nr. 5 für die Angelfischerei gilt, wobei für 
Fischereiberechtigte und Fischereiausübungsberechtig­
te das Betreten zum Zwecke des Einsetzens, der Kon­
trolle und des Entfernens von Fanggeräten und zur 
ökologisch verträglichen Nutzung abgestorbener Teile 
von Schilf und Rohrbeständen gemäß § 3 Abs. 1 Satz 2 
des Brandenburgischen Fischereigesetzes gestattet 
bleibt, 
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b)	 Fanggeräte und Fangmittel so einzusetzen oder auszu­
statten sind, dass ein Einschwimmen und eine Gefähr­
dung des Fischotters weitgehend ausgeschlossen ist; 

5.	 die ordnungsgemäße Unterhaltung der Gewässer im Be­
nehmen mit der unteren Naturschutzbehörde und mit der 
Maßgabe, dass 

a)	 Maßnahmen zeitlich und räumlich derart durchzufüh­
ren sind, dass ein vielfältiger und standortgerechter 
Pflanzenbestand und lebensraumtypischer Tierbestand 
erhalten bleibt oder sich neu entwickeln kann, 

b)	 bei erforderlichen Wasserbaumaßnahmen möglichst 
natürliche Baustoffe und ingenieurbiologische Metho­
den verwendet werden, 

c)	 keine Pflanzenschutzmittel verwendet werden. 

Zuständige Behörde für die Herstellung des Einverneh­
mens bei der Unterhaltung der im Schutzgebiet gelegenen 
Bundeswasserstraßen in Bezug auf die Bedürfnisse der 
Landeskultur und der Wasserwirtschaft nach § 4 des 
Bundeswasserstraßengesetzes ist der Landkreis als zustän­
dige untere Naturschutz- und Wasserbehörde; 

6.	 nach In-Kraft-Treten dieser Verordnung im Benehmen mit 
der unteren Naturschutzbehörde wasserrechtlich zugelasse­
ne Gewässerbenutzungen; 

7.	 die Anlage oder Änderung von Straßen und Wegen im 
Rahmen von Bodenneuordnungs- oder Flurneuordnungs­
verfahren im Einvernehmen mit der gemäß § 17 Abs. 2 
des Brandenburgischen Naturschutzgesetzes zuständigen 
Naturschutzbehörde sowie die ordnungsgemäße Unter­
haltung der rechtmäßig bestehenden Anlagen einschließ­
lich der dem öffentlichen Verkehr gewidmeten Straßen 
und Wege im Benehmen mit der unteren Naturschutzbe­
hörde; 

8.	 Maßnahmen der Modernisierung, Instandsetzung sowie 
der notwendigen Anpassung der Infrastruktur an umwelt­
gesetzliche Erfordernisse auf räumlich abgegrenzten land­
wirtschaftlichen Betriebsstandorten, die als solche im Lie­
genschaftskataster bezeichnet sind. Soweit diese Maßnah­
men eine Errichtung beziehungsweise Erweiterung von 
Baukörpern, die einer öffentlich-rechtlichen Genehmigung 
oder Anzeige bedürfen, darstellen, ist das Einvernehmen 
mit der unteren Naturschutzbehörde erforderlich; 

9. 	 Handlungen nach § 4 Abs. 1 Nr. 4 und Abs. 2 Nr. 9 in 
rechtmäßig bestehenden Baumschulen, Gärten, Friedhö­
fen, Park- und Gartenanlagen; 

10. Motorbootveranstaltungen auf der nördlichen Hälfte des 
Scharmützelsees; 

11. die sonstigen bei In-Kraft-Treten dieser Verordnung auf­
grund behördlicher Einzelfallentscheidung rechtmäßig 
ausgeübten Nutzungen und Befugnisse in der bisherigen 
Art und im bisherigen Umfang; 

12. Schutz-, Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen, die von 
der zuständigen Naturschutzbehörde angeordnet worden 
sind; 

13. Maßnahmen zur Untersuchung von 	Altlastverdachtsflä­
chen und Verdachtsflächen sowie Maßnahmen der Altlas­
tensanierung und der Sanierung schädlicher Bodenverän­
derungen gemäß Bundes-Bodenschutzgesetz sowie Maß­
nahmen der Munitionsräumung im Einvernehmen mit der 
unteren Naturschutzbehörde; 

14. behördliche sowie behördlich angeordnete oder zugelasse­
ne Beschilderungen, soweit sie auf den Schutzzweck des 
Gebietes hinweisen oder als hoheitliche Kennzeichnungen, 
Orts- oder Verkehrshinweise, Wegemarkierungen oder 
Warntafeln dienen; 

15. Maßnahmen, die der Abwehr einer unmittelbar drohenden 
Gefahr für die öffentliche Sicherheit und Ordnung dienen. 
Die untere Naturschutzbehörde ist über die getroffenen 
Maßnahmen unverzüglich zu unterrichten. Sie kann nach­
träglich ergänzende Anordnungen zur Vereinbarkeit mit 
dem Schutzzweck treffen. 

(2) Die in § 4 für das Betreten und Befahren des Landschafts­
schutzgebietes enthaltenen Einschränkungen gelten nicht für 
die Dienstkräfte der Naturschutzbehörden, die zuständigen Na­
turschutzhelfer und sonstige von den Naturschutzbehörden be­
auftragte Personen sowie für Dienstkräfte und beauftragte Per­
sonen anderer zuständiger Behörden und Einrichtungen, soweit 
diese in Wahrnehmung ihrer gesetzlichen Aufgaben handeln. 
Der Genehmigungsvorbehalt nach § 19 Abs. 3 Satz 2 des Lan­
deswaldgesetzes bleibt unberührt. 

§ 6 
Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen 

Es werden folgende Maßnahmen als Zielvorgabe für die Pflege 
und Entwicklung des Gebietes benannt: 

1.	 Besonders westlich und östlich des Scharmützelsees soll 
die landschaftsbezogene Erholungsnutzung durch Auswei­
sung von Wander-, Rad- und Reitwegen unter Anbindung 
der Ortschaften gesichert werden. Auf den vorgesehenen 
Rast- und Biwakplätzen soll für Wanderer aller Art das 
Aufstellen von Zelten für eine Nacht ermöglicht werden. 

2.	 Zur Sicherung und Erhöhung der Leistungsfähigkeit des 
Naturhaushaltes und zur Aufwertung des Landschaftsbil­
des wird angestrebt: 

a)	 die periodische Pflege oder Neuanlage von Land­
schaftselementen wie Hecken, Alleen, Kopfweiden, 
Flurgehölzinseln und Solitärbäumen und anderen, für 
den Biotopverbund in der Offenlandschaft wichtigen 
Strukturelementen sowie die Wiederaufnahme der Nut­
zung von Obstbaumreihen und Streuobstwiesen oder 
deren Neuanlage zu fördern, 

b)	 die Bodenoberfläche ausgeräumter Agrarflächen gegen 
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Erosion durch die Anlage von Windschutzhecken und 
die Förderung einer geschlossenen Vegetationsdecke 
über einen möglichst langen Zeitraum durch Zwischen­
fruchtanbau oder Untersaaten zu schützen, 

c)	 eine möglichst zügige und umfassende Umwandlung 
von Kiefernforsten in naturnahe Laub- oder Mischwäl­
der vorzunehmen. 

3.	 Die artenreichen Feuchtwiesen sollen über eine nachhalti­
ge Nutzung als Grünland erhalten werden. Die Brachflä­
chen sollen über die gezielte Wiederaufnahme der Bewirt­
schaftung durch Mahd und bei standörtlicher Eignung im 
Sommer durch Weide beziehungsweise Nachweide einer 
nachhaltigen Nutzung zugeführt werden. 

4.	 Zur Sicherung der natürlichen Entwicklung der Stand- und 
Fließgewässer einschließlich ihrer Verlandungszonen wird 
angestrebt 

a)	 nicht mehr genutzte Freizeitanlagen in Gewässernähe 
zurückzubauen, 

b)	 die mesotrophen Wasserverhältnisse im Großen Kolpi­
ner See als Beitrag zur Sicherung der stark gefährdeten 
Strandlings- und Armleuchteralgengesellschaften wie­
derherzustellen und weiterer Eutrophierung entgegen­
zuwirken, 

c)	 den Egelpfuhl auf der Gemarkung Glienicke zu sanie­
ren. 

5.	 Zur Sicherung und Wiederherstellung des typischen märki­
schen Landschaftsbildes wird angestrebt 

a)	 Feldsteinpflasterstraßen und gepflasterte Gefäll- und 
Steigungsstrecken instand zu setzen oder wiederherzu­
stellen, 

b)	 landschaftsbildstörende bauliche Anlagen industrieller 
oder landwirtschaftlicher Betriebe durch Begrünung, 
Eingrünung oder andere gestalterische Maßnahmen in 
das Landschaftsbild einzubinden oder im Einverneh­
men mit den Nutzern und Eigentümern bei Nutzungs­
aufgabe zurückzubauen, 

c)	 die in der Vergangenheit militärisch genutzten Anlagen 
zurückzubauen, wobei Fledermausquartiere zu erhalten 
sind, 

d)	 zum Schutz von Vogelarten Freileitungen durch Erdver­
legung zu ersetzen oder zumindest vor Anflug zu sichern. 

§ 7 
Befreiungen 

Von den Verboten dieser Verordnung kann die untere Natur­
schutzbehörde auf Antrag gemäß § 72 des Brandenburgischen 
Naturschutzgesetzes Befreiung gewähren. Dies gilt auch im 
Falle der Versagung einer Genehmigung nach § 4 Abs. 2 und 3. 

§ 8 
Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 73 Abs. 2 Nr. 2 des Bran­
denburgischen Naturschutzgesetzes handelt, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig den Vorschriften des § 4 zuwiderhandelt. 

(2) Ordnungswidrigkeiten nach Absatz 1 können gemäß § 74 
des Brandenburgischen Naturschutzgesetzes mit einer Geldbu­
ße bis zu 51 129,19 Euro (in Worten: einundfünfzigtausendein­
hundertneunundzwanzig Euro, neunzehn Cent) geahndet wer­
den. 

§ 9 
Verhältnis zu anderen 

naturschutzrechtlichen Bestimmungen 

(1) Der Erlass von Pflegeplänen zur Ausführung der in dieser 
Verordnung festgelegten Schutz-, Pflege- und Entwicklungs­
maßnahmen und zur Verwirklichung des Schutzzwecks und die 
Duldung von Maßnahmen des Naturschutzes und der Land­
schaftspflege richten sich nach den §§ 29, 68 des Brandenbur­
gischen Naturschutzgesetzes. 

(2) Soweit für den Bereich des Landschaftsschutzgebietes wei­
ter gehende naturschutzrechtliche Vorschriften bestehen, blei­
ben diese unberührt. 

(3) Soweit diese Verordnung keine weiter gehenden Vorschrif­
ten enthält, bleiben die Regelungen über gesetzlich geschützte 
Teile von Natur und Landschaft (§§ 31 bis 36 des Brandenbur­
gischen Naturschutzgesetzes) und über den Schutz und die 
Pflege wild lebender Tier- und Pflanzenarten (§§ 39 bis 55 des 
Bundesnaturschutzgesetzes und §§ 37 bis 43 des Brandenbur­
gischen Naturschutzgesetzes) unberührt. 

§ 10 
Geltendmachen von Rechtsmängeln 

Eine Verletzung der Vorschriften des Brandenburgischen Na­
turschutzgesetzes oder anderer Rechtsvorschriften kann ge­
gen diese Verordnung nur innerhalb von zwei Jahren nach ih­
rer Verkündung geltend gemacht werden (§ 47 Abs. 1 Nr. 2 
und Abs. 2 der Verwaltungsgerichtsordnung in Verbindung 
mit § 4 Abs. 1 des Brandenburgischen Verwaltungsgerichts­
gesetzes). 

§ 11 
In-Kraft-Treten, Außer-Kraft-Treten 

(1) Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung in 
Kraft. 

(2) Gleichzeitig tritt außer Kraft:
Der Beschluss Nr. 7-1/65 des Rates des Bezirkes Frankfurt 
(Oder) vom 12. Januar 1965 über die Erklärung zum Land­
schaftsschutzgebiet „Scharmützel See, Storkower See, Schwe­
nower Forst“, soweit dieser nicht bereits durch In-Kraft-Treten 
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der Verordnung zum Landschaftsschutzgebiet „Dahme-Heide-
seen“ vom 11. Juni 1998 (GVBl. II S. 454) aufgehoben wurde. 

Potsdam, den 11. Juni 2002 

Der Minister für Landwirtschaft, 

Umweltschutz und Raumordnung


Wolfgang Birthler 
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